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Rechtsanwalt
Peter Horrig, Fachanwalt für Arbeitsrecht 

Ihr Ansprechpartner in arbeitsrechtlichen Fragen

1 Gesetzlicher Urlaubsanspruch nach unbezahltem Sonderurlaub
Jedem  Arbeitnehmer  steht  nach  dem  Bundesurlaubsgesetz  (BUrlG)  in  jedem  Kalenderjahr  ein  Anspruch  auf  
bezahlten  Erholungsurlaub  zu.  Diese  Vorschrift  ist  unabdingbar,  dies  entschieden  die  Richter  des 
Bundesarbeitsgerichts in ihrem Urteil vom 6.5.2014. Die Entstehung des gesetzlichen Urlaubsanspruchs erfordert  
nur den rechtlichen Bestand des Arbeitsverhältnisses und die einmalige Erfüllung der Wartezeit. Das BUrlG bindet  
den Urlaubsanspruch damit weder an die Erfüllung der Hauptpflichten aus dem Arbeitsverhältnis noch ordnet es die 
Kürzung  des  Urlaubsanspruchs  für  den  Fall  des  Ruhens  des  Arbeitsverhältnisses  an.  Allerdings  sehen 
spezialgesetzliche Regelungen für den Arbeitgeber die Möglichkeit der Kürzung des Urlaubs bei Elternzeit oder 
Wehrdienst  vor.  Eine  Kürzungsregelung  beim  Ruhen  des  Arbeitsverhältnisses  während  einer  Pflegezeit 
findet sich dagegen nicht. Kommt es zum Ruhen des Arbeitsverhältnisses aufgrund einer Vereinbarung der 
Arbeitsvertragsparteien,  hindert  dies  grundsätzlich  weder  das  Entstehen  des  gesetzlichen 
Urlaubsanspruchs noch ist der Arbeitgeber zur Kürzung des gesetzlichen Urlaubs berechtigt.

Diesem Urteil lag folgender Sachverhalt zugrunde: Eine Arbeitnehmerin war bei einer Universitätsklinik seit August 
2002 als Krankenschwester beschäftigt. Vom 1.1.2011 bis zur Beendigung des Arbeitsverhältnisses mit Ablauf des 
30.9.2011 hatte sie unbezahlten Sonderurlaub und verlangte danach erfolglos von der Klinik die Abgeltung von 15  
Urlaubstagen aus dem Jahr 2011.

In ihrer Begründung führten die Richter aus, dass der von den Parteien vereinbarte Sonderurlaub dem Entstehen 
des gesetzlichen Urlaubsanspruchs zu Beginn des Kalenderjahres 2011 nicht entgegen stand. Er berechtigte den 
Arbeitgeber auch nicht zur Kürzung des gesetzlichen Urlaubs.

Rechtsanwalt
Evgenij V. Usarov

Ihr Ansprechpartner in gesellschaftsrechtlichen Fragen

2 Bearbeitungsentgelt für Privatkredite unwirksam
Der Bundesgerichtshof hat in zwei im wesentlichen Punkt parallel gelagerten Revisionsverfahren entschieden, dass 
vorformulierte Bestimmungen über ein Bearbeitungsentgelt  in Darlehensverträgen zwischen einem Kreditinstitut 
und einem Verbraucher unwirksam sind. 

Die  beiden  beanstandeten  Entgeltklauseln  stellen  keine  kontrollfreien  Preisabreden,  sondern  vielmehr  der 
Inhaltskontrolle  zugängliche  Preisnebenabreden  dar.  Ausgehend  von  der  ausdrücklichen  Bezeichnung  als 
„Bearbeitungsentgelt“ kann ein rechtlich nicht gebildeter Durchschnittskunde annehmen, die Banken verlangten ein  
zusätzliches Entgelt zur Abgeltung ihres Bearbeitungsaufwandes im Zusammenhang mit der Kreditgewährung und 
der Auszahlung der Darlehensvaluta.

Gemessen  hieran  ist  das  Bearbeitungsentgelt  weder  kontrollfreie  Preishauptabrede  für  die  vertragliche 
Hauptleistung  noch  Entgelt  für  eine  Sonderleistung  der  Banken.  Beim  Darlehensvertrag  stellt  der  vom 
Darlehensnehmer zu zahlende Zins den laufzeitabhängigen Preis für die Kapitalnutzung dar. Aus Vorschriften des 
Gesetzes- und Verordnungsrechts – insbesondere soweit darin neben Zinsen von „Kosten“ die Rede ist – ergibt  
sich nichts Abweichendes.

Mit  einem  laufzeitunabhängigen  Entgelt  für  die  „Bearbeitung“  eines  Darlehens  wird  indes  gerade  nicht  die  
Gewährung der Kapitalnutzungsmöglichkeit „bepreist“. Das Bearbeitungsentgelt stellt sich auch nicht als Vergütung 
für eine sonstige, rechtlich selbstständige, gesondert vergütungsfähige Leistung der Banken dar. Vielmehr werden 
damit nur Kosten für Tätigkeiten (wie etwa die Zurverfügungstellung der Darlehenssumme, die Bearbeitung des 
Darlehensantrages, die Prüfung der Kundenbonität, die Erfassung der Kundenwünsche und -daten, die Führung 
der Vertragsgespräche oder die Abgabe des Darlehensangebotes) auf die Kunden abgewälzt, die die Banken im 
eigenen Interesse erbringen oder aufgrund bestehender eigener Rechtspflichten zu erbringen haben. 



3 Gesellschafter-Geschäftsführer sozialversicherungspflichtig beschäftigt
Ein GmbH-Geschäftsführer, der über eine „Minderheitsbeteiligung“ an der Gesellschaft  verfügt,  ist  als abhängig 
Beschäftigter  sozialversicherungspflichtig,  wenn  er  zwar  für  die  Firma  wesentliche  Fachkenntnisse  und 
Kundenkontakte besitzt, sich jedoch Arbeitnehmerrechte wie ein leitender Angestellter sichert.

Dies entschied das Sozialgericht Dortmund (SG) im Falle des Geschäftsführers einer Softwarefirma, der einen 
Gesellschafteranteil von 49,71 % besitzt, ohne über eine umfassende Sperrminorität zu verfügen. Die Deutsche 
Rentenversicherung  Bund  hatte  im  Rahmen  eines  Statusfeststellungsverfahrens  entschieden,  dass  der 
Geschäftsführer  als  abhängig  Beschäftigter  versicherungspflichtig  in  der  gesetzlichen  Rentenversicherung  und 
nach dem Recht der Arbeitsförderung sei.

Die hiergegen von der Firma erhobene Klage hat das SG als unbegründet abgewiesen. Der Geschäftsführer hat  
allein aufgrund seiner Gesellschafterrechte nicht die Möglichkeit, seine Weisungsgebundenheit  aufzuheben. Die 
Ausgestaltung  seines  Anstellungsvertrages  mit  Gehaltsvereinbarung,  Urlaubsanspruch,  Gehaltsfortzahlung  im 
Krankheitsfall und anderen Nebenleistungen spricht für eine typische Beschäftigung als leitender Angestellter. Dies 
geht  so  weit,  dass  die  Vertragsparteien  Ansprüche  des  Geschäftsführers  aus  einem  vorangegangenen 
Arbeitsvertrag fortschrieben.

Die herausgestellte besondere Rolle des Geschäftsführers bei der Entwicklung von Softwareprodukten und der 
Pflege  von  Kundenkontakten  führt  zu  keiner  anderen  Beurteilung.  Die  branchenspezifischen  Kenntnisse  und 
Kundenkontakte  hat  der  Geschäftsführer  während  seiner  vorangegangenen  langjährigen  abhängigen 
Beschäftigung bei der GmbH als Entwickler erworben. Von daher leuchtet es nicht ein, diesen Aspekt nunmehr zur 
Begründung seiner Selbstständigkeit heranzuziehen. Auch sei es nicht unüblich, dass kleinere Firmen von dem 
Fachwissen und den Kundenkontakten leitender Angestellter abhängig sind.

Rechtsanwalt
Alexis Gossweiler, Fachanwalt für Miet- und Wohnungseigentumsrecht 

Ihr Ansprechpartner in mietrechtlichen Fragen 

4 Verwertung einer Mietkaution während des laufenden Mietverhältnisses
Nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) hat  der Vermieter eine ihm als Sicherheit  überlassene Geldsumme 
(Kaution)  bei  einem Kreditinstitut  zu dem für  Spareinlagen mit  dreimonatiger  Kündigungsfrist  üblichen Zinssatz 
anzulegen. Die Vertragsparteien können eine andere Anlageform vereinbaren. In beiden Fällen muss die Anlage 
vom Vermögen des Vermieters getrennt erfolgen und stehen die Erträge dem Mieter zu. Eine zum Nachteil des 
Mieters abweichende Vereinbarung ist unwirksam. 

Der  Bundesgerichtshof  (BGH)  hatte  sich  am  7.5.2014  in  einer  Entscheidung  mit  der  Wirksamkeit  einer 
Vereinbarung zu beschäftigen, die dem Vermieter gestattet, während des laufenden Mietverhältnisses die Kaution 
zur Befriedigung streitiger Forderungen zu verwerten.

In  dem  entschiedenen  Fall  zahlte  die  Mieterin  1.400  €  auf  ein  Kautionskonto.  Eine  Zusatzvereinbarung  der 
Mietparteien zum Mietvertrag bestimmt: „Der Vermieter kann sich wegen seiner fälligen Ansprüche bereits während 
des Mietverhältnisses aus der Kaution befriedigen. Der Mieter ist in diesem Fall verpflichtet, die Kautionssumme 
wieder auf den ursprünglichen Betrag zu erhöhen …“ Als die Mieterin später eine Minderung der Miete geltend 
machte, ließ sich der Vermieter während des laufenden Mietverhältnisses das Kautionsguthaben auszahlen. Die 
Mieterin verlangte, den Betrag wieder dem Kautionskonto gutzuschreiben und insolvenzfest anzulegen. 

Die Richter des BGH kamen zu der Entscheidung, dass der Vermieter nicht berechtigt war, die Kaution während  
des laufenden Mietverhältnisses wegen der bestrittenen Mietforderungen in Anspruch zu nehmen. Das Vorgehen 
widerspricht  dem  im  BGB  zum  Ausdruck  gekommenen  Treuhandcharakter  der  Mietkaution.  Nach  den  oben 
beschriebenen gesetzlichen Regelungen hat der Vermieter die ihm als Sicherheit überlassene Geldsumme getrennt 
von seinem Vermögen anzulegen. Damit wollte der Gesetzgeber sicherstellen, dass der Mieter die Kaution nach 
Beendigung des Mietverhältnisses auch bei  Insolvenz des Vermieters ungeschmälert  zurückerhält,  soweit  dem 
Vermieter keine gesicherten Ansprüche zustehen. Diese Zielsetzung würde unterlaufen, wenn der Vermieter die 
Mietkaution  bereits  während  des  laufenden  Mietverhältnisses  auch  wegen  streitiger  Forderungen  in  Anspruch 
nehmen könnte.  Die  hiervon  zum Nachteil  der  Mieterin  abweichende  Zusatzvereinbarung  zum Mietvertrag  ist 
deshalb unwirksam.



5 Begründung der Eigenbedarfskündigung
Wie konkret muss die Begründung einer Eigenbedarfskündigung durch den Vermieter sein? Mit dieser Frage hatte 
sich der Bundesgerichtshof (BGH) in einer Entscheidung vom 30.4.2014 befasst. 

Im  entschiedenen  Fall  erhielten  die  Mieter  einer  158  m2 großen  Wohnung  ein  Kündigungsschreiben  ihres 
Vermieters. Dieser begründete die Kündigung damit, dass seine Tochter, die bisher eine 80 m 2 große Wohnung in 
der benachbarten Doppelhaushälfte bewohne, die größere Wohnung benötige, um dort mit ihrem Lebensgefährten 
einen gemeinsamen Hausstand zu begründen. 

Nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) sind die Gründe für ein berechtigtes Interesse des Vermieters in dem 
Kündigungsschreiben anzugeben. Der BGH hat in seinem Urteil entschieden, dass es nicht erforderlich war, den  
Lebensgefährten in dem Kündigungsschreiben namentlich zu benennen. Das Begründungserfordernis aus dem 
BGB  soll  gewährleisten,  dass  der  Kündigungsgrund  derart  konkretisiert  ist,  dass  er  von  anderen 
Kündigungsgründen  unterschieden  werden  kann.  Diese  Konkretisierung  ermöglicht  es  dem  Mieter,  der  die 
Kündigung nicht hinnehmen will, seine Verteidigung auf den angegebenen Kündigungsgrund auszurichten, denn 
eine Auswechselung des Kündigungsgrundes ist dem Vermieter verwehrt.

Im Falle  der  Eigenbedarfskündigung genügt  es,  die  Eigenbedarfsperson – hier  die  Tochter  –  identifizierbar  zu 
benennen und das Interesse darzulegen, das diese an der Erlangung der Wohnung hat. Insoweit reicht die Angabe,  
dass die Tochter in die größere Wohnung ziehen wolle, um dort mit ihrem Lebensgefährten einen gemeinsamen 
Hausstand zu begründen.

Rechtsanwältin
Malice Seferi
 

Ihre Ansprechpartnerin in familienrechtlichen Fragen

6 Rückforderung einer Zuwendung an den Lebensgefährten
In einem vom Bundesgerichtshof (BGH) am 6.5.2014 entschiedenen Fall machten die Partner einer nichtehelichen 
Lebensgemeinschaft  im Mai  2007 eine mehrmonatige gemeinsame Europareise.  Der  Mann war  Inhaber  eines 
Sparbriefes in Höhe von 50.000 € mit Laufzeit bis 27.10.2009. Kurz vor dem geplanten Abreisedatum veranlasste  
der Mann, dass der Sparbrief über 50.000 € aufgeteilt  wurde. Eines der neuen Papiere über einen Betrag von 
25.000 € wurde auf den Namen der Lebenspartnerin ausgestellt. Anfang Oktober 2008 trennte sich das Paar durch 
Auszug  der  Frau  aus  der  gemeinsamen  Wohnung.  Der  Mann  verlangte  nun  vom  Nachlasspfleger  der  
zwischenzeitlich verstorbenen Frau die Rückzahlung dieser Zuwendung.  

Die Richter des BGH haben entschieden, dass die Ausstellung des Sparbriefes auf den Namen der Frau als eine 
unbenannte Zuwendung und nicht als Schenkung einzuordnen ist, da sie der Verwirklichung, Ausgestaltung und 
Erhaltung der nichtehelichen Lebensgemeinschaft  der  Parteien dienen sollte.  Hiergegen spricht  nicht,  dass die 
Zuwendung  sie  erst  für  den  Fall  des  Todes  ihres  Lebenspartners  finanziell  absichern  sollte,  weil  in  der  
zugrundeliegenden Abrede gleichwohl zum Ausdruck kommt, dass die Solidarität der Parteien auch über den Tod 
des Mannes hinaus wirken und damit zugleich die Verbundenheit der Lebenspartner zu Lebzeiten bekräftigt werden 
sollte.  Mit  der  Beendigung  der  nichtehelichen  Lebensgemeinschaft  ist  diese  Grundlage  der  Zuwendung 
weggefallen, weshalb dem Mann ein Anspruch auf Rückzahlung zusteht.

Rechtsanwalt
Theodoros G. Papadopoulos

Ihr Ansprechpartner in arbeitsrechtlichen Fragen

7 Suche nach „Berufseinsteiger“ altersdiskriminierend
In einem vom Landesarbeitsgericht Düsseldorf  (LAG) am 30.1.2014 entschiedenen Fall  war ein 60 Jahre alter 
promovierter Rechtsanwalt seit  dem Jahr 1988 als Einzelanwalt tätig. Eine größere Rechtsanwaltspartnerschaft 
wies in einer Anzeige in der „Neuen Juristischen Wochenschrift“ darauf hin, dass sie Rechtsanwältinnen und 



Rechtsanwälte suche. Mit dieser Anzeige war ein Link auf die Webseite der Kanzlei mit konkreten Stellenanzeigen 
verbunden. Die Kanzlei suchte dort einen Rechtsanwalt für den Bereich Restrukturierung und Immobilienwirtschaft. 
In  dem  Text  dieser  Stellenausschreibung  hieß  es  u.  a.:  „Suchen  Sie  nach  einer  realen  Chance  auf  eine 
Partnerschaft  in  einer  renommierten  Anwaltskanzlei?  Wir  bieten eine  spannende Alternative zu internationalen 
Großkanzleien, sowohl in beruflicher, wirtschaftlicher als auch persönlicher Hinsicht. Sie sind Berufseinsteiger oder 
haben bereits ein bis zwei Jahre als Rechtsanwalt in einer wirtschaftlich ausgerichteten Kanzlei gearbeitet?“

Die  Bewerbung  des  60-jährigen  Anwalts  lehnte  die  Kanzlei  ab,  weil  sie  sich  anderweitig  entschieden  habe.  
Daraufhin begehrte der Bewerber von der Kanzlei eine Entschädigung von 10.000 € wegen Altersdiskriminierung. 

Die Richter des LAG kamen zu dem Entschluss, dass bei der Stellenanzeige wohl von einem diskriminierenden 
Sachverhalt auszugehen sein dürfte, in dem Sinne, dass potenzielle Bewerber wegen ihres Alters ausgeschlossen 
würden. Sie haben jedoch in der Verhandlung zu erkennen gegeben, dass die Berufung keine Aussicht auf Erfolg 
haben werde, weil aufgrund der Gesamtumstände erhebliche Zweifel an der Ernsthaftigkeit der Bewerbung des 
Anwalts bestünden, d. h. diese wohl als rechtsmissbräuchlich zu qualifizieren sei.

Nachdem die Anwaltskanzlei sich auf Anregung des Gerichts verpflichtet hatte, an eine gemeinnützige Einrichtung 
2.000 € zu spenden, hat der Anwalt seine Berufung zurückgenommen.

Basiszinssatz
nach § 247 Abs. 1 BGB
maßgeblich für die  
Berechnung von Verzugszinsen

Seit 1.1.2011 = 0,12 % | 1.7. – 31.12.2010 = 0,12 % | 1.1. – 30.6.2010 = 0,12 %

Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter:
http://www.bundesbank.de/info/info_zinssaetze.php

Verzugszinssatz ab         
1.1.2002:
(§ 288 BGB)

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern : Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern : Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte

Verbraucherpreisindex
(2005 = 100)

2011: Mai = 110,5; April = 110,5; März = 110,3; Februar = 109,8; Januar = 109,2

2010: Dezember = 109,6; November = 108,5; Oktober 108,4; September = 108,3; 
August = 108,4; Juli = 108,4; Juni = 108,1

Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter: 
http://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex - Originalwerte

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur
Verfügung.


